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IM BLICKFELD

Thomas Theuringer

Das Zusammenwachsen der östlichen Ostseeregion
Integrationsprobleme im Bereich Transport und Verkehr

Die Europäische Union steht vor ihrer Erweiterung um die östlichen Anrainerstaaten
der Ostseeregion. Rund um das potenzielle Binnenmeer der Gemeinschaft keimt in alter
Hansetradition die Hoffnung aufdie Entstehung einer der dynamischsten Wirtschaftsräume
des Kontinents. Bereits vor dem Fall des Eisernen Vorhangs zählte die Ostsee zu einem
der meistbefahrenen Teile der Weltmeere. Nach den Beitritten Schwedens und Finnlands
1995 soll nun auch die Aufnahme der ehemals sozialistischen Anrainerstaaten zusätzliches
Wachstum generieren. Der Aufholbedarfaber, den die Kandidatenländer beim Aufbau

funktionierender Marktwirtschaften und der Anpassung der nationalen Gesetze an das

europäische Regelrecht aufweisen, ist immer noch gross.

/üt die Zunahme an übenegional
ausgelichteten Warenströmen bildet eine bedatfsge-
recht ausgebaute Verkehrsinfrasttuktui den Katalysator

Dahet weiden den Kandidaten besondets im
Bereich Tianspott und Veikeht weitreichende Refoimen
abverlangt. Neben der Übernahme des seit dem Bin-
nenmarkt für den Verkehrsbereich geltenden, liberal
gefassten Regulierungsrahmens der Gemeinschaft
müssen die Refoimländet aber zusätzlich noch den
immensen Modernisierungsaufwand schultern, den
die Altlasten kommunistische! Veikehiswiitschaft in
den maroden und lückenhaften Sttassen- und
Schienennetzen nötig machen. Diese Tatsache weckt untei
bestehenden Mitgliedsländern die Befürchtung, die
Gemeinschaft könne sich mit dei Aufnahme dei
mittel- und osteuropäischen Kandidaten (MOEs)
übernehmen. Sie kaschiett jedoch, dass die Union
selbst eiheblichen vetkehispolitischen Reformbedarf
aufweist, um ihie traditionell an nationalen Interessen

ausgelichtete Veikehtswegeplanung füt den gienz-
übeischieitenden Verkehr besser zu koordinieren und
zu finanzieren - nicht nur für die Anbindung der
Aufnahmeländer, sondern für die Gemeinschaft
insgesamt. Allein für die bestehende Union schätzt das

Bundesverkehrsministeiium den Investitionsbedatf
bis zum Jaht 2012 auf 800 Mid. DM. Die
Notwendigkeit zum Ausbau der Ost-West-Achse koi-
respondiert mit der Unerlässlichkeit einei eiweitet-
ten Nord-Süd-Verbindung. Grosse Transitländer wie
Deutschland und Frankreich blockieren die
anstehende und lange eingefoiderte Liberalisierung im
europäischen Bahn- und Schienenverkehr und
verwehren damit kleineren Ländern an der Peripherie
schnellere und günstigere Warenttanspoite.

Als Schlüsselinstiument in dem Prozess europäische!

Ttanspoitpolitik galten bislang die Tians-

euiopäischen Netze (TENs), die im Maastticht-Veitrag

zui Stätkung des Matktintegtationsptozesses
und dei Wettbewetbsfähigkeit des Kontinents
geschaffen wotden sind. Füt die Anbindung dei MOEs
sind die Trassen insofern von grosser Bedeutung, als

sie nach dem Willen der Union nicht nur einen
schnelleren Warenaustausch inneihalb dei Gemeinschaft

und in Vetbindung zu Drittländern etmögli-
chen, sondern auch dei ökologischen Veitiäglichkeit
dei Vetkehtssttöme dienen sollen. In ihrer Weitei-
entwicklung als paneuropäische Netze verbinden sie
die Staaten Mittel- und Ost- (abet auch Südost-)
Eutopas mit den Landein dei EU sowie untereinander

Füi die MOEs sind die sogenannten «Kieta-
Korridore» geplant.

Nichttarifäre Handelshemmnisse

Zweifel an diesen Projektmassnahmen zur Überwindung

von Kapazitätsengpässen und zur Schliessung
von Verkehrsinfrastfuktuflücken sind jedoch
angebracht. Folgen die geplanten Netzverläufe
überhaupt der Richtung der tatsächlichen Verkehrs-
stiöme? Wichtigei noch: wiid mit den aufwendigen
(und teuren) Prestigeobjekten der Blick auf
gravierendere Schwachstellen verstellt? Alltagsprobleme im
täglichen Betrieb wie Behördenwillkür, fehlendes
unternehmerisches und technisches Know-How,
mangelnde Kooperation zwischen Betrieben unteischied-
licher Verkehrstiäger, vor allem aber Diskriminierungen

an den Grenzübergängen und Sicherheitsmängel
kennzeichnen noch immer den östlichen Transport-
sektor Diese nichttaiifäten Handelshemmnisse
machen eizielte Fottschiitte in dei Infrastiuktutent-
wicklung zunichte und nivellieren ökonomische
Voiteile, wie sie etwa das Assoziieiungsabkommen
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zwischen der EU und der Freihandelszone der
Baltischen Staaten bietet. Transportkosten steigen duich
langsame Zollabfettigungen, willkürliche Auslegungen

der Zollbestimmungen und durch die
Sicherheitsrisiken einer anschwellenden Kriminalität. Zwar
haben die Einführung neuer Frachtrechtsbestimmungen

sowie Beitiitte dei MOEs zum
Zollübereinkommen über vereinfachte gemeinsame
Versandverfahren der EU und der EFTA-Länder die Gtenz-
aufenthaltszeiten beieits verkürzt. Auch haben die
Beittittspartnerschaftsprojekte, die in den Kandida-
tenländetn etwa den Aufbau von Güteiveikehisauf-
sichtsbehötden nach westlichem Votbild dutch die

Finanzieiung von Peisonal- und Sachkosten föidern,
positive Impulse im administrativen Bereich gesetzt.
Die EU-Kommission hat in ihiei Bewettung dei

Handelshemmnisse nivellieren

ökonomische Vorteile, wie sie

etwa das Assoziierungsabkommen

zwischen der EU und der Freihandelszone

der Baltischen Staaten bietet.

Foitschritte zur Übernahme des gemeinsamen
Besitzstandes aber wiederholt etklätt, dass voi allem die
MOEs selbst glosse Anstrengungen unternehmen
müssen, um die Funktionsweisen dei Vetwaltungs-
sttukturen (gerade im Zollbereich) nachhaltig zu
verbessern.

Was aber, wenn die verkehrliche Integration weitet

votanschteitet und die Eiweitetung zu einet Stei-

geiung des Warenaustauschs und der Erhöhung von
Mobilität fühlt? Wie können die auf die Umwelt
abgewälzten externen Kosten begienzbat gehalten weiden,

wenn sich dei Handel im Ostseeraum in den
nächsten fünfzehn Jahren geschätzt mehi als vet-
doppeln wiid? Die Fiagen nach den ökologischen
Folgekosten gehören im Kontext der Osterweiteiung
zu den tiefgreifenden Besoignissen des Westens. Abei
auch hiei hat dieset selbst bislang zu wenig getan, um
speziell im Ostseetaum dem Ziel nachhaltigei
Verträglichkeit überzeugend gerecht zu weiden. Potenziale

zui Veiiingeiung von Umweltbelastungen, die
dem Veilauf einzelnei Tianspoitketten im Ostseetaum

mannigfach immanent sind, wetden nut
ungenügend ausgeschöpft. Die Einfühlung platzsparender

Container, die Auslastungsoptimieiung im
Fährverkehr, die Vermeidung von Leerfahrten im
Stiassengütetveikeht durch verbesserte Logistik sind
alles Massnahmen, welche die Emissionsbelastung
und das Vetkehtsaufkommen trotz erhöhter Han¬

delsvolumina begrenzbar halten können. Die grösste
Herausforderung an den Transport des 21. Jahrhunderts

liegt dahei nicht in dei Infrasttuktuientwick-
lung, sondern vor allem in der Nutzung bestehende!
effiziente! und umweltveittäglichei Tianspoitsys-
teme. In Zukunft muss die Union den kombinierten
Verkehr wesentlich stärker fördern und für Wettbe-
wetb untei den europäischen Bahnbetiieben soigen.
Bislang haben Leistungsdefizite, abei auch die zu
hohen Kosten im Vergleich zum LKW-Transpott den
Anteil des kombinieiten Veikehts Schiene/Strasse am
Ost-West-Gütetveikehi 1999 sogai sinken lassen.

Dei Entlastung dei Gtenzübetgänge und der
Ausweitung des Aussenhandels kann das nur abträglich
sein. Die Beittittsländet sind gefragt, auf ihiei Seite
das Teiminalnetz für den kombinierten Verkehr
bedarfsgerechter auszubauen. Allein durch die technischen

Unteischiede in den Eisenbahnsystemen (z.B.
bei Spuiweiten, Brems- und Kupplungssystemen)
witd dei Schienenfetnveikehi erheblich belastet;
Umladen, Umpumpen und Diehgestellwechsel an
den Gienzen kosten so Zeit und Geld. Die notwendige

Systemangleichung kommt bislang nut schleppend

voran. Genauso müssen abei auch die Unionsstaaten

stäikeie Anstrengungen unternehmen, die
Schiene zu einer echten Wettbeweibsalteinative
aufzuweiten. Die Regieiungskommission zui Veikehis-
infrasttuktuifinanzieiung {Pällmann-Kommission)
hat jüngst füt Deutschland Empfehlungen
ausgesprochen, die auch auf andeie Mitgliedsländei
übertragbar sind: stäikeie Ausiichtung auf Eutopa, um
die Voiteile des Systems Eisenbahn zum Tiagen zu
biingen, dutch bessere Nutzung dei Zugangsiechte
füt die Netze änderet Staaten, Übetwindung noch
bestehendei Grenzhindernisse durch internationale
Allianzen, Beteiligungen an international tätigen
Tianspott- und Logistik-Unternehmen.

Neuer Standortwettbewerb

Die Osterweiterung erhöht den Veränderungsdruck
auf die bisherigen Mitgliedsländei zut Entwicklung
neuet Tianspott- und Logistikkonzepte. Allein im
Tiansitland Deutschland, so witd eiwattet, steigt der
Güteifeinverkehr im Zuge der Aufnahme der MOEs
um 30 Prozent an. Angetiieben wiid dei Wandel
nicht allein duich statk anwachsende Güteiströme.
Globalisietungsinduzieite Vetänderungen auf den
sich im Umbruch befindlichen internationalen
Tianspott- und Logistikmäikten bestimmen die

Ttanspottveibindungen insgesamt neu und veischäi-
fen den Wettbeweib geiade auch füt die etablieiten
Standone. Das fühlt zu einem Wettlauf, u.a. beim
Einsatz modeinet Infoimations- und
Kommunikationstechnologien. Gerade im Datenaustausch
zwischen unterschiedlichen Verkehrsträgern schlum-
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mein Wachstumspotenziale in allen Ostseestaaten.
Hiei bedatf es stätketer internationaler Zusammenarbeit

untet Einschluss det MOE, wie sie zwischen
dem Bremer Institut füt Seevetkehi und Logistik mit
dem Moiski Institut in Danzig ptaktiziett wiid, um
die Angleiehung von Datensystemen voranzutreiben.
Übethaupt begegnen ja einzelne Standotte den He-
tausfotdeiungen an die Vetbessetung dei Tianspott-
ketten im Ostseeraum vetstätkt gemeinsam. Als Partner

schliessen sie sich in mit Mitteln des europäischen

Raumotdnungspiogtamms INTERREG II c

geförderten Projekten zusammen, um Optimieiungs-
potenziale und Weitschöpfungseffekte im Ostseeraum

auszuloten. Ihi Ziel ist die stäikere
Verkehrseinbindung in die weltweiten Ttanspottnetze. Die
Einbeziehung in internationale Koopeiationsnetz-
wetke hängt dabei jeweils davon ab, welchen
zusätzlichen Mehtwett ein Standott in die
internationalen logistischen Weitschöpfungsketten
einzubiegen vetmag.

Der Ausbau der bestehenden Infrastiuktut in den

Beitiittsländein kostet die Union viel Geld. Doch
laut Finanzrahmen, auf den sich die Gemeinschaft
beim Betlinet Sondetgipfel im Mätz 1999 vetstän-
digt hat, sind die Leistungen füt die gesamte Erwei-

tetung knapp bemessen: Danach fliessen 3,1 Mtd. €
jähtlich an die Beitiittsstaaten. Weitete Mittel kommen

aus den traditionellen Töpfen dei Agtat- und

Stiuktuipolitik, je nach Beitiittsdatum zwischen
2002 und 2006 von 6,5 Mtd. auf 16,8 Mtd. steigend.
Die in der Agenda 2000 vorgesehenen Sttuktuihil-
fen, mit denen die Infrasttuktui in allen Kandida-
tenländetn auf Gemeinschaftsniveau gehievt weiden
soll, belaufen sich bis 2006 geiade einmal auf einen
jährlichen Betrag von 1 Mtd. €. Investitionshilfen
bieten neben Programmen dei Union (TACIS und
PHARE) die Europäische Bank für Wiederaufbau
und Entwicklung, die Weltbank und - als die
bedeutendste Quelle füt die bankmässige Finanzietung von
Infiastfuktuivoihaben und TENs — die Eutopäische
Investitionsbank. Wesentliche Spielräume bei det
Umvetteilung hat die Union nicht. Da es eine stiikte
Ttennung zwischen den Töpfen dei alten und
zukünftigen Mitgliedsländei gibt, ist sichergestellt,
dass keine höheren Kosten dei Beitiittsstaaten aus
Mitteln det EU-15 finanziett weiden. So bleibt dei
Anteil, den dei gesamte wiitschaftliche Aufbau in
Osteutopa an den 686 Mtd. € umfassenden
Gemeinschaftsausgaben einnimmt, auf 80 Mtd. begrenzt.
Allein abei dei Ausbau des ttanseuiopäischen Vei-
kehisnetzes im Zuge det Ost-Eiweiteiung witd nach

Betechnungen dei Kommission in den nächsten zehn

Jahren mindestens 100 Mid. € beansptuchen.
Konsequenz daraus ist, dass den Kandidaten eigene

Anstrengungen in giossem Ausmass zugemutet weiden.
Nach einet Infrasttuktutbedaifsanalyse dei Kommis-
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Modernisierung der Verkehrswege - eine dringliche Aufgabe in Osteuropa. Der Bahnhof des estnischen Tartu.
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sion müssen die Aufnahmeländet etwa 1,5 Ptozent
ihres Bruttosozialprodukts für die TENs ausgeben.
Diesen Satz für die Fernverkehrsverbindungen
aufzubringen, fällt schon vielen der jetzigen Mitgliedet
schwer

Weil dei hohe Modeinisietungsbedatf kaum dutch
öffentliche Mittel gedeckt werden kann, müssen in
den Beitiittsländein zunehmend komplementäre Fi-
nanzietungsmöglichkeiten des Baus und Betiiebs von
Tianspottwegen ausgelotet werden. Dies zwingt zur
schnelleren Umstellung von der Haushalts- auf die
Nutzetfinanzierung. Die privatwiitschaftlich betiie-
bene, entgeltpflichtige Nutzung einzelne! Ttanspoit-
wege findet sich eist in Ansätzen, so etwa in dem mit
dei Fettigstellung des Autobahnteilstücks Katowice-
Kiaków eingefühtten eisten Mautsystem in Polen.

Nutzelentgelte sind die ptimäte Refinanzietungs-
quelle füi den Einsatz piivaten Kapitals. Dieses
jedoch muss zunächst einmal mobilisieit weiden. In
den meisten Beitiittsländein hapeit es abet noch an
dei Unteistützung privater Untetnehmensinitiativen
duich den Staat und die etablierten Finanzinstitutionen.

So fehlen Venture Capital Fonds, die mit
ausgewählten Beteiligungen an innovativen Logistik-
piojekten diese Lücke schliessen. Co-Finanzietungen
in Foim von Public Piivate Paitneiships-Modellen
(PPPs) bei dei Infrastrukturerschliessung haben den
Vorteil, dass sie durch das Zusammenfliessen von
öffentlichen und privaten Beiträgen Synergieeffekte
schaffen und Unternehmen langfristig in den Ttans-
foimationsländein binden. Dafüi abei ist es notwendig,

dass piivatwirtschaftlich übernommene Risiken
abgesichert werden. Die den Beitrittsstaaten gestellte
Forderung, entsprechende rechtliche Voraussetzungen

zu schaffen, sollte gleichzeitig auch den jetzigen
Unionsmitgliedetn Anlass genug sein, ihre jeweilige
Gesetzeslage zu übeiptüfen und die existierenden
Beschränkungen füi die Ptivatisieiung und Finanzie-
iungsbeteiligung Drittel sowie für Möglichkeiten des

piivaten Piojektmanagements im Verkehrsbereich zu
beseitigen.

Diffuse Ängste

Meht Eigenveiantwoitung der Beittittsländet und
die Schaffung günstige! Investitionsbedingungen füi
die Entwicklung des Tianspoittaums östliche Ostsee
sind unetlässlich. Dafüi bedaif es zunächst der
Erkenntnis, dass Infrastiuktui keinem Selbstzweck

dient, sondern die Bereitstellung von Dienstleistungen

ermöglichen soll. Ebenso wenig folgt das

vielbeschworene Piinzip dei Koopetation einem Selbstzweck.

Man gewinnt zuweilen den Eindiuck, dass die
Vielzahl dei Massnahmen und Projekte im Rahmen
der Ostseezusammenatbeit zu einet gewissen
Diffusion fühtt. In dei Unübetsichtlichkeit verliert sich

der Blick für Funktion und Substanz manchet
Initiative, entstehen Redundanzen und folglich Res-

soutcenvetschwendung. Stärker als bisher sollte dei
Gtundsatz befolgt wetden, voi dei Koopetation
zunächst einmal das eigene «Haus in Oidnung zu

btingen». Das wiedetum wüide sich mit dei Giund-
forderung nach mehr Eigeninitiative det Refotm-
staaten decken.

Mehr Eigenverantwortung der

Beitrittsländer und die Schaffung

günstiger Investitionsbedingungen für

die Entwicklung des Transportraums

östliche Ostsee sind unerlässlich.

Unzweifelhaft ist, dass noch viel Zeit ins Land

gehen witd, bis die Refotmländet das westliche

Entwicklungsniveau etteicht haben weiden. Wie sich

allgemein feststellen lässt, ist inzwischen meht
Nüchternheit eingekehtt, weiden die Augen voi den

massiven Eiweiteiungspioblemen nicht längei
verschlossen. Von ersten Beitiitten voi 2005/06 ist
inzwischen kaum meht die Rede. Nicht nur hat es die

Union in Nizza veipasst, sich für die Aufnahme neuer
Mitgliedet etfolgreich zu wappnen. Angst vor
ausufernden Wanderungsbewegungen osteuropäischer
Arbeitnehmer, eher diffus als real begründet, weiden
die Beschlussfassung zusätzlich verzögern. Ihr dürfte
sich ehedem noch ein Ratifizierungsverfahren von
zwei Jahren anschliessen.

So wird den Kandidaten gegenwärtig die Eifüllung
schmeizlicher Beittittsktiteiien zur Vorbedingung

Stärker als bisher sollte der Grundsatz

befolgt werden, vor der Kooperation

zunächst einmal das eigene «Haus

in Ordnung zu bringen».

gemacht, gleichzeitig abei kein festet Beitiittsteimin
genannt. Dies lässt die Beitrittseuphorie in der

Bevölkerung der Kandidatenländer einer sich
breitmachenden Skepsis weichen, die wiederum den

Reformkurs nachhaltig beeinträchtigen wird.
Transformationsverlierer gewinnen die Oberhand und
bremsen die Übernahme des liberalen europäischen
Gesetzesweikes ab. Die letzte Regierungskrise in Po-
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len zeigt, wie schnell aus Wunschkandidaten Sotgen-
kindei weiden können. Erlahmt der Reformprozess
hier, so hat dies gravierende Folgen füt die vetkehr-
liche Integration im Ostseetaum und im gesamten
Mittelosteutopa. Das Land ist nicht nui jedem andeten

Kandidaten nach Grösse und Einwohneizahl
übeilegen. Dank seinei hetaustagenden strategischen
Lage als Transitland übernimmt es die wichtige
Funktion eines Schainiets zwischen Ost und West.

Angespannte Haushaltslagen und die zu etwattende
Dauerhaftigkeit det Entwicklungsuntetschiede sollten

dahet nicht zu einet Vetzögetung bei dei
Aufnahme neuei Staaten fühien.

Gegenteilig eigeben sich aus dei Untetfinanzie-

tung sogat Chancen: So muss die EU ihie Leistungen
an die Refotmländet auch in det Verkehrsinfrastiuk-
tui nicht länget nach dem Gtad ihiei Defizite
bemessen, was einei Belohnung des Vetsäumten
gleichkommt. Statt dessen kann sie die Anstrengungen dei
einzelnen Kandidaten honoiieten und dadurch
Anreize für positive Vetändeiungen schaffen. Dahintei
steht die Einsicht, dass die effiziente Veiwendung
von investieitem Kapital wichtigei ist als dei Ka-

pitalbedatf selbst, und diese leisten die Piivaten
i.d.R. besser. Die EU kann privates Engagement
steigern, indem sie Privatisieiungsfottschiitte und
Venture-Capital-Incentives noch mehr zu den

ausschlaggebenden Gradmessern bei der Verteilung ihrer
knappen Finanzmittel macht.

Die Union kann sich ausseidem stätket darauf
besinnen, voi dem teuren Ausbau dei physischen In-
frastiuktut vetmehit auf die Entwicklung dei
«institutionellen» Infrastfuktuf zu setzen, die füt die Vet-
billigung dei Tianspoite und folglich die gewünschte
Steigerung der Handelsstiöme in dei Region mindestens

ebenso wichtig ist. Teure Bauprojekte eigeben nui
dann einen Sinn, wenn die «Institutionen» stimmen,
die zu einet Senkung dei Ttansaktionskosten fühien.
Wenn Institutionen dies nicht leisten können,
entsteht Maiktvetsagen und wohlfahitsfötdetnde Intei-
aktionen zwischen Wittschaftssubjekten unteibleiben:
Potenzielle Investoren fürchten um ihren Kapitaleinsatz

und sehen von einem Engagement ab.

Diittens kommt es ohnehin weniget allein auf
neue Infrasttukturförderung als auf die weitere

Entwicklung «intelligenter» Transporte an. Dutch
den veistätkten Einsatz von IuK-Systemen, durch die

Integration von Güterbeschaffung, -ptoduktion und
-absatz sowie dutch die Kombination einzelne!
Verkehrsttägei können sowohl Emissionen als auch
monetate Kosten signifikant gesenkt wetden. Tele-
matiken, Logistik und Inteimodalität beschreiben
den Wettbewetb um Innovationen und Ideen, dem
sich auch die etablieiten Ostseestandoite stellen
müssen und dei datum gerade den Beitiittsländein

neue Chancen etöffnet. Auch die foitbestehenden
Entwicklungsuntetschiede müssen dei Maiktintegia-
tion in dei Region nicht schaden. Im Gegenteil. Sie

stellen geiade eist den Anreiz zu Handel und
wirtschaftlichem Austausch her Ökonomische Integration

vollzieht sich nut dann, wenn Menschen es füt
voiteilhaft etachten, Handel übei die Gienzen hinweg

auszuweiten, sich Beschäftigung im Ausland
zu suchen odei ihi Kapital in einem andeten Land
anzulegen. Gegebene Unteischiede in dei
Ressourcen-Ausstattung sind in diesem Prozess nicht nut
geduldet, sondern gegenteilig Voraussetzung füi
Wohlfahttsgewinne im internationalen Handel.

Statt eines «Alles oder Nichts»-Verfahrens sollte
im Etweiteiungsptozess dahet dei Gtundsatz gelten:
Soviel Integration so tasch wie möglich, abet nicht in
den Bereichen, die noch nicht teif sind füt das

Zusammengehen mit det Union. Übet das Opting-
CW-Veifahten, das mit dem Amsterdam-Vertrag
erstmals möglich gewotden ist, können die
Aufnahmekandidaten den Vetfassungsteil der EU-Verträge
übernehmen, bei det Umsetzung von Unionspolitiken

abei langete Übetgangsfristen zugestanden
bekommen. Diese Vaiiante wütde die Anvisieiung eines
festen Beitrittstermins erlauben. Im Sinne der
Flexibilisierung könnte z. B. Polen, trotz seines

ausgeprägten Agrarsektors beitreten, wenn es in andeten
Bereichen substantielle Fottschiitte in dei Libeiali-
sietung und bei dei Übernahme des europäischen
Rechtstahmens macht. Eine volle, endgültige
Teilnahme am Binnenmaikt - und damit die Beseitigung
allei internen Wittschaftsgrenzen — hinge dann von
der fortschreitenden Reform der Agrarpolitik ab.

Die EU-Mitgliedschaft, das hat die in den

vergangenen Aufnahmerunden gemachte Etfahtung
gezeigt, vermittelt eigenständige Wachstumsimpulse
und bietet die beste Garantie dafür dass ohnehin
notwendige Refoimen dutchgesetzt und notwendige
Anpassungs- und Aufholptozesse in Gang kommen.
Die vetkehiliche Integration beschleunigt diese

Prozesse und ist füt sie unveizichtbate Votaussetzung.
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